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anderen Menschen oder ein Brand schuldhaft verursacht, 
liegt ggf. strafrechtliche Verantwortlichkeit wegen fahrlässi­
ger Tötung oder fahrlässiger Körperverletzung bzw. wegen 
fahrlässiger Verursachung eines Brandes (§§ 114, 118, 188 
StGB) vor.1 2

Der Werktätige ohne Leitungsfunktion muß unter den 
genannten Voraussetzungen die Erfüllung einer Weisung 
auch ablehnen, wenn Täter nur der die Weisung erteilende 
Mitarbeiter sein kann (z. B. bei Untreue zum Nachteil sozia­
listischen Eigentums oder Vertrauensmißbrauch), aber die 
Erfüllung der Weisung eine Beihilfe zur Straftat des leiten­
den Mitarbeiters ist.
Oberrichter Dr. HERBERT POMPOES,
Mitglied des Präsidiums des Obersten Gerichts

7 Vgl. OG, Urteil des Präsidiums vom 16. Juni 1976 — I Pr — 15 —
1/76 - (NJ 1976, Heft 15, S. 467.)

Zur Nachbesserung einer Ware, 
mit der Ersatz geleistet wurde

Bei der Beantwortung der Frage, ob auch eine Ware, mit der 
Ersatz geleistet wurde, nachgebessert werden kann, ist zu­
nächst davon auszugehen, daß die Nachbesserung im Rah­
men der Garantieleistungen (§ 151 Abs. 1 ZGB) eine wichtige 
Form der Wiederherstellung der Gebrauchsfähigkeit der 
Ware ist. Da sie in der Regel den Interessen des Käufers, 
eine einwandfreie Ware zu erhalten, am besten gerecht wird 
und auch volkswirtschaftlich gesehen günstig ist, kommt ihr 
die ihr vom Gesetz eingeräumte Vorrangstellung zu (§ 152 
Abs. 1 ZGB). Liegen die Voraussetzungen für eine Nachbes­
serung vor — der Gebrauchswert der Ware wird voll wieder­
hergestellt, die Nachbesserungsfristen (§ 3 der 1. DB zum 
ZGB) werden eingehalten und die berechtigten Interessen des 
Käufers bleiben gewahrt —, kann der Garantieverpflichtete 
den Garantieanspruch auch dann durch Nachbesserung erfül­
len, wenn der Käufer zunächst einen anderen Garantiean­
spruch anstrebt (vgl. OG, Urteil vom 13. Januar 1981 
— 2 OZK 50/80 — NJ 1981, Heft 5, S. 235). Nachgebessert wer­
den kann wegen schwerwiegender Mängel einmal, wegen 
nicht schwerwiegender Mängel mindestens zweimal (vgl. Fra­
gen und Antworten, NJ 1977, Heft 9, S. 275; OG, Urteil vom 
28. August 1980 - 2 OZK 27/80 - NJ 1980, Heft 12, S. 573).

Liegen die Voraussetzungen für eine Nachbesserung der 
mangelhaften Ware nicht vor, kann der Käufer die Nachbes­
serung zurückweisen und Ersatzlieferung, Preisminderung 
oder Preisrückzahlung verlangen (.§ 152 Abs. 2 ZGB). Die 
Voraussetzungen für die- Nachbesserung einer mangelhaften 
Ware sind dann nicht mehr gegeben, wenn die Anzahl der 
bereits durchgeführten Reparaturen unter Beachtung aller 
Umstände eine weitere Nachbesserung nicht mehr zuläßt.

Wird in einem solchen Fall der Garantieanspruch durch 
Ersatzlieferung erfüllt und treten an der dem Käufer überge­
benen neuen Ware wiederum Mängel auf, dann ist schon beim 
ersten Mangel die Frage zu beantworten, ob der Käufer 
erneut auf Nachbesserung verwiesen werden kann.

Meines Erachtens ist dabei von dem Zusammenhang aus­
zugehen, der zwischen den bereits durchgeführten Nachbes­
serungen und der sich daraus für den Garantieverpflichteten 
ergebenden Pflicht zur Ersatzlieferung besteht. Bei einer 
solchen Ersatzlieferung erhält der Käufer zwar eine neue 
Ware, das ist aber immer die Erfüllung der Verpflichtung zur 
Wiederherstellung der Gebrauchsfähigkeit der ursprünglichen 
Ware. Die Ersatzlieferung ist also — bezogen auf die mangel­
hafte Ware — eine andere Art der Erfüllung der Garantie­
verpflichtungen.

Wird nunmehr die als Ersatz gelieferte Ware selbst man­
gelhaft, dann konnte der Garantieverpflichtete die Gebrauchs­
fähigkeit der ursprünglichen Ware nicht auf diesem Weg 
sichern. Würde der Käufer wiederum auf die Nachbesserung 
beschränkt, dann würde das dem Wesen nach bedeuten, ihm 
weitere Nachbesserungen der „ursprünglichen Ware“ zuzu­
muten.

Daher kann auch aus der Festlegung des Gesetzes, daß 
bei der Ersatzlieferung eine neue Garantiezeit beginnt (§ 154 
Abs. 2 ZGB), nicht geschlußfolgert werden, es würde unter 
dem Gesichtspunkt der Geltendmachung von Garantiean­
sprüchen und — darin eingeschlossen — der Vorrangstellung 
der Nachbesserung ein vom bisherigen Garantiefall unab­
hängiger neuer Garantiefall entstehen. Die Regelung in § 154 
Abs. 2 ZGB ist vielmehr eine spezifische Form der Verlänge­
rung der Garantiezeit bei Ersatzlieferung. Meines Erachtens 
ist es weder gewollt noch gerechtfertigt, daß der Garantie­

verpflichtete den Käufer beim Auftreten eines Mangels an 
der als Ersatz gelieferten Ware wiederum auf die Nachbesse­
rung beschränkt. Damit würden die berechtigten Interessen 
des Käufers (§ 152 Abs. 2 ZGB) nicht mehr gewahrt bleiben. 
Deshalb kann nach meiner Meinung der Käufer das Angebot 
der Nachbesserung zurückweisen und die Erfüllung seines 
Garantieanspruchs durch eine andere Leistung verlangen.
Dr. HANS-WERNER TEIGE,
Leiter der Abt. Recht
des Ministeriums für Handel und Versorgung

Aufgaben des Sekretärs beim 
gerichtlichen Verkauf von Grundstücken

In Verfahren zur Vollstreckung in Grundstücke und Gebäude 
ist in der Regel nach Abschluß der Verkaufshandlung der 
Verkaufsbeschluß mit dem aus § 16 GrundstVollstrVO ersicht­
lichen Inhalt zu verkünden (§13 Abs. 1 GrundstVollstrVO)1, 
sofern nicht ausnahmsweise die Verkündung des Verkaufs­
beschlusses bis zu einem Monat nach dem Schluß der Ver­
kaufshandlung ausgesetzt wird.

Diese für die Vollstreckung in Grundstücke und Gebäude 
getroffenen Bestimmungen sind nach §§ 24 Abs. 3, 26 Abs. 3 
GrundstVollstrVO beim gerichtlichen Verkauf innerhalb der 
Gesamtvollstreckung und zur Aufhebung gemeinschaftlichen 
Eigentums entsprechend anzuwenden.

Nach § 15 Abs. 1 GrundstVollstrVO ist derjenige als 
Erwerber des Grundstücks festzustellen, der den höchsten zu­
lässigen Kaufpreis geboten hat. Haben jedoch mehrere Kauf­
interessenten Kaufangebote zu einem gleich hohen Kaufpreis 
abgegeben, erfolgt die Feststellung des Erwerbers vorrangig 
in der in § 15 Abs. 2 GrundstVollstrVO aufgeführten Reihen­
folge. Unter mehreren gleichberechtigten Kaufinteressenten 
ist nach § 15 Abs. 3 GrundstVollstrVO derjenige als Erwer­
ber festzustellen, der die besten Voraussetzungen für eine 
ordnungsgemäße und zweckentsprechende Nutzung des 
Grundstücks bietet.2

Die in § 13 GrundstVollstrVO getroffene Regelung über 
die Verkündung des Verkaufsbeschlusses soll den Verfahrens­
ablauf beschleunigen. Sie ist somit Anlaß für den Sekretär, 
möglichst von Beginn des Verfahrens an — spätestens jedoch 
nach Bestimmung des Verkaufstermins — u. a. in enger Zu­
sammenarbeit mit den zuständigen staatlichen Organen (Ge­
nehmigungsbehörde3, Wohnraumlenkungsorgan, Abteilung 
Landwirtschaft, Kreisbauamt) Feststellungen zu treffen,
— wem (außer dem Schuldner) ein im Grundbuch eingetra­

genes Miteigentumsrecht4 oder persönliches Mitnutzungs­
recht zusteht,

— wem ein Vorkaufsrecht zusteht,
— wer und in welchem Umfang Mieter oder sonstiger Nut­

zungsberechtigter des Grundstücks ist und welche Voraus­
setzungen diese für eine ordnungsgemäße und zweckent­
sprechende Nutzung des Grundstücks bieten.
Geben im Verkaufstermin andere, nach § 15 Abs. 2 

GrundstVollstrVO nicht vorrangig zu behandelnde Kaufin­
teressenten wirksame Kaufangebote ab, dann kann m. E. für 
den Verkaufsbeschluß erheblich sein,

1 Ist der Verkaufsbeschluß zu begründen, weil einer von mehreren 
Kaufinteressenten als Erwerber festzustellen ist, und ist die voll­
ständige schriftliche Abfassung der Begründung bis zur Verkün­
dung nicht möglich, dann ist die Beschlußformel schriftlich abzu­
fassen, vom Sekretär zu unterschreiben und zu verkünden. Der 
wesentliche -Inhalt der Begründung und das zulässige Rechts­
mittel der Beschwerde sind mündlich mitzuteilen. Der Beschluß 
ist innerhalb einer Woche vollständig schriftlich abzufassen und 
vom Sekretär zu unterschreiben (§§ 16 Abs. 3, 1 Abs. 4 Grundst 
VollstrVO, §§ 81 Abs. 3, 84 ZPO).

2 Vgl. dazu BG Suhl, Beschluß vom 13. September 1983 — 3 BZR 
27/83 - (NJ 1984, Heft 6, S. 245) mit Anm. von P. Wallis.

3 Uber die staatliche Genehmigung zur Abgabe von Kaufangeboten 
zum Erwerb eines Grundstücks im Wege des gerichtlichen Ver­
kaufs entscheidet nach §§ 2 Abs. 1 Buchst, d und Abs. 3, 7 Abs. 1 
GVVO der Rat des Kreises bei land- und forstwirtschaftlich ge­
nutzten Grundstücken. Dazu gehören auch die Grundstücke, die 
für den Erwerbsgartenbau, die Fischereiwirtschaft oder die Torf­
gewinnung genutzt werden, sowie andere Grundstücke, die ganz 
oder überwiegend der pflanzlichen oder tierischen Produktion 
dienen, nicht jedoch die Grundstücke, die als Haus-, Klein-, Zier­
oder Schulgarten oder ausschließlich für Erholungszwecke genutzt 
werden.

In allen übrigen Fällen entscheidet die für den Kreis zustän­
dige Außenstelle oder Arbeitsgruppe des Liegenschaftsdienstes 
des Rates des Bezirks im Einvernehmen mit dem zuständigen 
Rat des Kreises.

4 Dieses Recht steht m. E. auch sowohl einem im Grundbuch ein­
getragenen Erben (Miterben) wie einem durch Erbschein oder 
notarielles Testament ausgewiesenen Erben (Miterben) des noch 
im Grundbuch eingetragenen (verstorbenen) Eigentümers bzw. 
Miteigentümers zu.


